
12. MÄRZ 2008 

:GR3^EPJMS 

AUßENBEREICHSSATZUNG 

FÜR STÖCKERBUSCH 

VERFAHRENSSTAND (BAUGB VOM 21.12.2006): 

* FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG (§ 4 (1) 1 BAUGB) 
« BE l EILIGUNG DER TOB UND BEHÖRDEN (§ 13 (2) SATZ 1 NR 3 BAUGB) 
D ANSCHREIBEN DER ÖFFENTLICHKEIT (§ 13 (2) S. 1 NR. 2 HALBS 1 BAUGB) 

1 ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG (§ 13 (2) SATZ 1 NR. 2 HALBSATZ 2 BAUGB) 
ü BtSCHLUSS DER GEMEINDEVERTRETUNG (§ 10 (3) BAUGB) 

AUSGEARBEITET: 

P L A N U N G S B Ü R O O S T K O L S T E I N 
BAHNHOFSTRASSE 40, 23701 EUTIN, TEL; 04521/7917-0 FAX' 7917-17 
E-MAIL: INFO@PLOH.DE WWW.PLANUNGSBUEROOSTHOLSTEIN DE 



2. Außenbereichssatzung der Gemeinde Ratekau 

Ö B E R S S O H T S P L A M 

H Ä L T S ¥ E R Z E S C 

1 

1.1 
1.2 

3.1 
3.2 
3.3 
3.3.1 
3.3.2 

4.1 
4.2 

5.1 
5.2 
5.3 
5.4 
5.5 

Vorbemerkung/ Planungserfordernfs 
Rechtliche Bindungen 
Planungserfordernis/Planungsziele 
Geltungsbereich 

Päanung 

Bebauung 
Erschließung 
Grünplanung 
Eingriff und Ausgleich 
Kinderfreundlichkeit in der Bauleitplanung 
Immissionen und Emissionen 
Emissionen 
Immissionen 

Ver- und Entsorgung 

Stromversorgung 
Wasserver-/ und -entsorgung 
Müllentsorgung 
Löschwasserversorgung 
Gasversorgung 

Hinweise zum Bodenschutz 

Kosten 

Beschluss der Begründung 

3 
3 

4 

4 
5 
5 
6 
9 

10 

10 
10 

13 

13 
13 
14 
14 
14 

14 

15 

15 

Seite 2 von 15 
PLANUNGSBÜRO OSTHOLSTEIN 



Stand: 12.03.2008 

B E G R Ü N D U N G 

zur 2. AuBenbereichssatynnn rter Gemeinde Ratekau für Stückerbusch; 

1 Vorbemerkung / Planungserfordernls 

1.1 Rech t l i che Bindungen 

D e r LandesraurnordnunasDlan des Landes Schleswig-Holstein [Stand: iQo^ ordnet 
Stückerbusch dem Ordnungsraum von Lübeck bzw. dem Ordnungsraum für Touris­
mus und Erholung zu. 

Gemäß dem Regionalpian 2004 für den Planungsraum II liegt Stückerbusch im Ord­
nungsraum des Oberzentrums Lübeck und im baulich zusammenhängenden Sied­
lungsgebiet zu Ratekau. 

Der Flächennutzungsplan und der Landschaftsolan der Gemeinde Ratekau weisen 
den Standort als landwirtschaftliche Fläche aus. 

Das Landschaftsproaramm, (Stand: Dezember 1998) kennzeichnet das Plangebiet in 
der Karte 1 als "Wasserschongebiet". 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ratekau beschloss am 18.12.2006 die Auf­

stellung der 2. Außenbereichssatzung für den Außenbereichsteil Stückerbusch. 

1.2 PBanungserfordernis/PSanungszief © 

Gemäß § 35 (6) BauGB kann „für bebaute Bereiche im Außenbereich, die nicht ü-

berwiegend landwirtschaftlich geprägt sind und in denen Wohnbebauung von eini­

gem Gewicht vorhanden ist' eine Außenbereichssatzung erstellt werden. 

Stückerbusch ist von einigen Einzelhäusern geprägt, die als Wohngebäude dienen. 

Insgesamt ist ein Siedlungssplitter mit einer Wohnbebauung von einigem Gewicht er­

kennbar. Eine organische Siedlungsentwicklung anhand von Baufluchten, ähnlichen 

. Bauweisen oder Nutzungsmaßen ist jedoch nicht erkennbar. 

Zwischenzeitlich wurde im nordöstlichen Teil des Plangebietes eine Imkerei als privi­

legiertes Bauvorhaben nach § 35 Baugesetzbuch im Außenbereich genehmigt. Zu 

diesem soll noch ein Wohngebäude angeordnet werden. 

Die Spittersiedlung ist im Westen von der Landesstraße 309 begrenzt und im Nord­

osten von einem Gewerbegebiet. Die Fiäche kurz vor dem Gewerbegebiet fällt recht 
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2. Außenbereichssatzung der Gemeinde Ratekau 

steil ab. Somit sollen die Erweiterungen nur auf einer Fläche erfolgen, die auf einer 

Höhe mit den vorhandenen Gebäuden liegen bzw. die alle einheitlich über die Straße 

Stückerbusch erschlossen werden. Eine weitere Entwicklung in den Außenbereich ist 

auf Grund der gegebenen Geländemodulation nicht zu erwarten. 

Aus städtebaulicher Sicht werden daher die Voraussetzungen für die Aufstellung ei­

ner Außenbereichssatzung gesehen. 

2 Geltungsbere ich 

Die Außenbereichssatzung im Gemeindegebiet Ratekau umfasst alle vorhandenen 

Wohn­ und Nebengebäude innerhalb des Siedlungssplitters Stückerbusch. 

3 Planung 

Die Größe des Plangebietes beträgt ca. 6.480 m2
. 

Voraussetzung für die Aufstellung der Satzung ist, dass: 

a) sie mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung vereinbar ist, 

b)' die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Um­
weltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltver­
träglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht begründet wird 
und 

c) keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buch­
stabe b genannten Schutzgüter (FFH­ und Vogelschutzgebiete) bestehen. 

Der Nachweis für die Einhaltung der Voraussetzungen für die Aufstellung der Sat­

zung wird im Folgenden Punkten erbracht: 

3.1 Bebauung 

In Stückerbusch werden alle vorhandenen baulichen Anlagen in den Geltungsbereich 

der Außenbereichssatzung einbezogen, die: 
>̂ sich parallel der Straße befinden und somit erschlossen sind, 

<=> aus städtebaulicher Sicht ein Bestandteil des Siedlungssplitters sind, 
■=> einer städtebaulich vertretbaren Abrundung des Siedlungssplitters dienen. 

We bereits in der Ziffer 1.2 erläutert, besteht die Absicht in Stückerbusch neben der 

kürzlich genehmigten Imkerei ein Wohngebäude zu ermöglichen. Die dafür vorgese­

hene Fläche kennzeichnet der Plan als „ausgleichspflichtige bauliche Vorhaben im 

Außenbereich". Die übrigen Flächen werden als vorhandener Bestand gekennzeich­

net. 

Um eine bauliche Überverdichtung im Plangebiet zu unterbinden, erfolgt die Festset­

zung, dass Wohngebäude nur als Einzelhäuser mit einer begrenzten Wohnungszahl 
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zulässig sind. Weitere Grundstücksteilungen werden durch die Festsetzung von Min­
destbreiten ausgeschlossen. Diese beziehen sich nicht auf die Grundstücksmaße 
selbst, sondern auf die Flächen innerhalb der Außenbereichssatzung und auf die 
Flachen außerhalb der Bauverbotszone zur Landesstraße. Diese Festsetzungen be­
ziehen sich auf Neubauten, aber auch auf den Bestand für den Fall, dass er neuge-
baut oder erweitert wird. 

Gewerbebetriebe sollen sich im angrenzenden Gewerbegebiet ansiedeln und nicht im 
Plangebiet. Daher werden sie nicht separat zugelassen. 

EazitzuSa): Der Geltungsbereich der Satzung grenzt den bebaubaren Außenbereich 
vom unbebaubaren Außenbereich In einer städtebaulich verträglichen Form ab Die 
Festsetzungen sind so getroffen, dass nur eine dem Bestand angepasste bauliche 
Entwicklung möglich ist. Somit ist die Außenbereichssatzung mit einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung vereinbar. 

3.2 Erschl ießung 

Die Splittersiedlung Stückerbusch wird ausschließlich von der Straße Stückerbusch 
erschlossen, die von der Landesstraße 309 abgeht. Die L 309 führt in Richtung Lü­
beck bzw. Neustadt i.H. Von dieser Straße aus bestehen hervorragende Anbindun-
gen an das überregionale Verkehrsnetz. 

Die Fahrbahnbreite der Straße Stückerbusch ist ausreichend dimensioniert, um den 
bestehenden und geplanten Fahrverkehr aufnehmen zu können. 

Ab Pansdorf kann die Bahntrasse Lübeck/ Puttgarden genutzt werden. Parallel der L 
309 führt ein separater Radweg. 

3.3 Grünpäanursg 

im Plangebiet bestehen keine Grünstrukturen, dessen planungsrechtliche Sicherung 
erforderlich ist. 

Neu aufgenommen wird nur ein anzupflanzender Knick, der auf freiwilliger Basis bis 
zum östlich angrenzenden Gewerbegebiet fortgesetzt werden soll. 

Die Plangebiete liegen nach dem Landschaftsprogramm Schleswig-Holstein (Stand: 
1999) in einem Trinkwasserschongebiet. Dies ist nicht amtlich festgestellt und hat 
somit deklaratorischen Charakter. 

Ökologisch wertvolle Gebiete befinden sich nicht in der Nähe des Plangebietes (sie­
he auch Ziffer 1.1). 
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2. Außenbereichssatzung der Gemeinde Ratekau 

Fazit zu 3c): Die Planung führt zu keinen Beeinträchtigungen des FFH-Gebietes. Es 
bestehen auch keine Anhaltspunkte für Beeinträchtigungen der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchstabe b genannten Schutzgüter (FFH- und Vogelschutzgebiete). Ein Erfordernis 
für eine FFH-Prüfung besteht daher nicht. 

3.3.1 Eingriff und Ausgleich 

a) Ermittlung 

Die Gemeinde Ratekau ist eine fremdenverkehrs- und umwelterhaltend orientierte 
Gemeinde. Ihr Potential ist die unverwechselbare Landschaft. Daher liegt es im Inte­
resse der Gemeinde, dass der ermittelte Ausgleich nach dem gelten Erlass erbracht 
wird. 

BewertünasarondJar.A 

Mach dem Gemeinsamen Runderlass vom 3. Juli 1998 „Verhältnis der naturschutz­

rechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht" sind neue Eingriffe ausgleichspflichtig. 

Die Imkerei und die vorhandenen Gebäude sind baurechtiich genehmigt. Daher ent-' 

fällt hierfür die Ausgieichspflicht. im Plangebiet wird der Bau von einem Einzelhaus 

auf bisher ackerbaulich genutzter Fläche ermöglicht. Somit führt diese Änderung zu 

folgenden neuen Eingriffen in Boden, Natur und Landschaft: 

Nach oben genannten Runderlass werden folgende Schutzgüter bewertet: 

=> Arten- und Lebensgemeinschaften, 
=> Boden, 
=> Wasser (Oberflächengewässer, Grundwasser) 
=> Klima / Luft 
=> sowie das Landschaftsbild. 

Eine zu berücksichtigende Beeinträchtigung von Boden, Natur und Landschaft liegt 
vor, wenn durch ein Vorhaben ein oder mehrere Schutzgüter erheblich oder nachhal­
tig beeinträchtigt werden können. 

Arten und Lebensgemeinschaften 

Die Planung ermöglicht die Umwandlung einer Ackerfläche in eine Baufläche, wie 
folgt: 

Nutzung 
Gebäude 
Stellplatzflächen, Zufahrten nach 
§ 19 (4) Baunutzungsverordnung 

besamt 
130 m2 

65 nr 

Bestand 
0m : 

Onf 

Neueingriff 

130 m2 

65 nr 

Gesamt: 195 -» 200 m2 

Dadurch kommt es zum Verlust dieser Fläche als Nahrungs- und Aufenthaltsraum für 
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Tiere (z.B. Kleinsäuger, Vögel, Wild) und im geringen Maße der Lebensräume für 
Pflanzen und Tiere. 

Boden 

Infolge der Planung wird es innerhalb von maximal 200 m2 zu Bodenveränderungen 

durch Verdichtungen, Auskofferungen und Flächenversiegelungen (Häuser, Zufahr­

ten) kommen. Dadurch erfolgen Eingriffe in den natürlich gewachsenen Boden. Er 

kann seine Funktionen im Naturhaushalt nicht mehr erfüllen. Er fällt sowohl als Pflan­

zenstandort als auch als Lebensraum (z.B. für Tiere) aus. Seine Filter- und Speicher­

funktionen für den Wasserhaushalt kann er unter versiegelten Flächen ebenfalls 

nicht mehr wahrnehmen. Auch die Grundwassererneuerungsrate wird ebenfalls ne­

gativ beeinflusst. 

Insgesamt bewirkt die Planung somit eine Bodenveränderung auf folgenden Flächen: 
Bauflächen Ca. 130 m2 

Zufahrten ca. 65 m2 mach § 19 (4) BauGB) 
insgesamt ca. 200 m2. 

Wasser 

Die zusätzliche Flächenversiegelung (ca. 200 m2) in dem Baugebiet führt zu einer 

Unterbrechung des natürlichen Wasserkreislaufes, indem die Versickerung und damit 

die Grundwasserneubildungsrate verringert werden. Auf Grund der geringen Größe 

der Fläche wirkt sich der Eingriff kaum auf das Gesamtgebiet aus. 

Klima/Luft 

Das Schutzgut Klima/Luft wird dadurch geringfügig beeinträchtigt, dass es durch die 

Bebauung und Versiegelung von derzeit als Ackerfläche genutztem Boden zu einer 

Verringerung der Verdunstungsflächen und einer vermehrten Abstrahlung an bebau­

ten und versiegelten Flächen kommen wird. Erhebliche Beeinträchtigungen des Kli­

mas und der Luft sind durch den «einteiligen Eingriff jedoch nicht zu erwarten. 

Landschaftsbild 

Die Erweiterungsfläche ist von der Landesstraße nicht sichtbar. Östlich der Fläche 
entsteht ein Gewerbegebiet. Somit ist das Landschaftsbild bereits aus dieser Rich­
tung beeinträchtigt. 

Erhebliche Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sind folglich nicht zu erwarten. 
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b) Ausg ie ichsbedar fsermi t t iung 

Arten- und Lebensgemeinschaften 

A. Sonstige Lebensbäume 

Die sonstigen Lebensraumverluste durch den Verlust einer Ackerfläche, zum Beispiel 
als Aufenthalts- und Nahrungsraum für die Tierwelt, können nicht erfasst werden. 

Durch die Anpflanzung eines Knicks werden jedoch mehr und vielfältigere Lebens­
räume geschaffen. 

Boden 

Als optimaler Ausgleich für eine Bodenversiegelung sind eine entsprechende Boden-

entsiegelung und die damit verbundene Wiederherstellung der natürlichen Boden­

funktion anzusehen. Für derartige Maßnahmen im Bearbeitungsraum bestehen je­

doch keine Möglichkeiten. Daher werden gemäß des Ausgleichseriasses vom 3. Juli 

1998 für zusätzlich versiegelte und überbaute Flächen Ausgleichsmaßnahmen für 

den Naturschutz durchgeführt. 

Im Änderungsbereich können ca. 130 m2 erstmalig bebaut werden. Nach § 19, Abs. 
4, Satz 2 BauGB ist keine Überschreitung der Grundfiächenzahl von 50 % für Ne­
benanlagen (hier: Zufahrten, Terrassen) zulässig. 

. Für das Schutzgut Boden ergibt sich somit die folgende Ausgleichsflächenbilanz: 
Eingriffsflächen 

Bauflächen 
Stellplätze 

Summen 

Flächengröße 
(m2) 

130 
65 

Ausgleichsfaktor 

0,5 
0,5 

Ausgieichsflächen 
(m2) 

65 
30 

100| 
Insgesamt wird damit für das Schutzgut Boden ein Ausgleichsflächenbedarf von min­
destens 200 m2 festgestellt. 

Als Ausgleichsflächen wird eine 20 m (100 m2 = 20 m x 5 m) lange Knickanpflanzung 
festgesetzt. Somit werden insgesamt ca. 100 m2 ökologisch aufgewertet. Durch diese 
Maßnahme kann der Eingriff vor Ort ausgeglichen werden. 

Wasser 

Eine Versickerung des Oberflächenwassers erfolgt vor Ort. 

Landschaftsbiid/Ortshtiri 

Durch die Anpflanzung einer Knickreihe wird der Ortsrand zukünftig besser betont. 
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Zusammenfassung 

Die Errichtung einer neuen baulichen Anlage sowie die baurechtliche Sicherung der 
Zufahrt und der Terrassenfläche sowie die Veränderung der Bodenstruktur stellen 
Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft gemäß § 8 BNatSchG dar, die durch geeig­
nete Maßnahmen auszugleichen sind. 

Die Eingriffe erfolgen auf einer Fläche, die bisher als Acker genutzt wird. Ausgehend 

von dieser Nutzung bewirken die Inhalte des Bebauungsplanes teilweise eine Steige­

rung der ökologischen Wertigkeit (z.B. Anpflanzung eines Knicks) und teilweise eine 

Verringerung derselben (z.B. Versiegelung, Verlust von möglichen Lebensräumen). 

Durch die in dem Bebauungsplan festgesetzten und durchzuführenden grünordneri­
schen Maßnahmen entstehen neue Lebensräume für Flora und Fauna. 

Nach Umsetzung aller grünordnerischen Maßnahmen gelten die Eingriffe in Boden, 
Natur und Landschaft insgesamt als ausgeglichen. 

c) Umsetzung der Awsgielchsmaßnahme 

Die festgesetzte Ausgleichsmaßnahme im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB ist gemäß § 

135a Abs. 1 BauGB vom Vorhabenträger umzusetzen. Die Gemeinde schließt mit 

dem betroffenen Flächeneigentümer vor dem Satzungsbeschluss einen städtebauli­

chen Vertrag nach § 11 Baugesetzbuch, in dem der Gemeinde verbindlich zugesi­

chert wird, dass der erforderliche Ausgleich bis 6 Monate nach Rechtskraft des Be­

bauungsplanes erbracht sowie alle dafür anfallenden Kosten übernommen werden. 

d) Kosten für die Ausglelchsmaßiniafem© 

Folgende Kosten fallen voraussichtlich bei der Durchführung der Ausgleichsmaß­
nahmen an, die von dem Begünstigten zu tragen sind: 
Lfd.-
Nr. 
1. 

laßnahme 

20 m Knick: entlang der Strße aufsetzen und be­
pflanzen mit 4 Pflanzen pro m, versetzt, Bäume 
als leichte Heister, 1 x verpflanzt 80-100 cm, 
Sträucher als leichte Sträucher, 3 Triebe, 40-70 
cm, einschl. Pflege 

Einzel­
preis 

40€je m 

Gesamt-
preis in € 

800,--

zu erwartende Kosten (ohne Mehrwertsteuer): 800.-

3.3.2 Klrsderfretindlichkeit in der Baaleltpiartung 

Bei der städtebaulichen Planung der Gemeinde sind die Belange der Kinder und Ju­
gendlichen in geeigneter Weise zu beachten. 
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Die Mindestgröße der Baugrundstücke ist so festgesetzt, dass zu kleine Bau­
grundstücke ausgeschlossen sind, die vor allem kleineren Kindern auf dem elterli­
chen Grundstück keine Entwicklungsmöglichkeiten geben. 

4 Immissionen und Emissionen 

4.1 Emissionen 

im Folgenden wird dargestellt, ob aufgrund der Planung bzw. aus dem Plangebiet he­
raus Beeinträchtigungen in Form von luftverunreinigenden Stoffen, wie Lärm, Stäu­
ben oder Gerüchen, entstehen oder bereits vorhanden sind. 

Die Planung ermöglicht nur die Ansiedlung eines Wohngebäudes mit max. 2 Woh­
nungen. Neue, wesentliche Verkehrsbewegungen erzeugt die Planung folglich nicht 
Neue Festsetzungen von schallschutztechnischen Maßnahmen im Sinne der DIN 
18005 sind somit nicht erforderlich. 

Zusätzliche, gesundheitsbeeinträchtigende Immissionen sind daher nicht zu erwar­
ten. 

fazrtzuSb]: Innerhalb des Plangebietes erfolgen vor allem Umnutzungen. In Anleh­

nungen an § 35 Abs. 6 Baugesetzbuch sind hier nur wohnlichbauliche und landwirt­

schaftliche möglich, die sich in die „dörfliche Struktur" einpassen. Somit wird die Vor­

raussetzungen für die Aufsteilung einer Außenbereichssatzung erfüllt. 

4.2 Immissionen 

Im Folgenden wird untersucht, ob das Plangebiet Einwirkungen von möglichen Ver­

unreinigungen, wie Lärm, Stäuben oder Gerüchen, ausgesetzt ist. 

a) LandesstraSe L 309 

Westlich des Plangebietes liegt die Landesstraße 309. Gemäß Verkehrsmengenkarte 

für Schleswig-Holstein von 2000 beträgt die durchschnittliche mittlere Verkehrsmen­

ge auf der L 309 ca. 10.304 Kfz/24 h. Da von einem Wachstum der Verkehrsmenge 

um ca. 1% pro Jahr ausgegangen werden muss, ist im Jahre 2015 mit ca. 12.365 

Kfz/24 h zu rechnen. Gemäß der DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) von" Juli 

2002 Ziffer 7.1 i.V. mit A.2 sind von einer Straße mit einer Oberfläche aus offenpori­

gen Asphalt auf einer Außenortstraße mit zulässigen Höchstgeschwindigkeiten von 

mehr als 50 km/h in 23 m Entfernung ab Straßenmitte zur Landesstraße gemäß dem 

Bild A.1 dort tags ca. 71 dB zu erwarten und nachts ca. 64 dB. Die zulässigen Orien­

tierungswerte für Mischgebiete betragen nach der DIN 18005 (Schallschutz im Städ-
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b) 

tebau) tags 60 dB und nachts 50 dB. Folglich werden die Orientierungswerte tags um 
11 dB und nachts um 14 dB überschritten. 

Auf Grund c'er vorhandenen städtebaulichen Situation ist der Eau einer aktiven 

Schalischutzmaßnahrne im Außenbereich aus städtebaulicher Sicht kaum sinnvoll 

möglich bzw. nicht realistisch. Daher wird von einem aktiven Schallschutz abgese­

hen. 

Als passive Schailschutzmaßnähme sind folgende Lärmschutzpegel beim Neu-, Um 

- ocer Ausbau der Wohn- und Arbeitsgebäude zu beachten: 

Lärmpegeibereich V (70 - 75 dB) 23 - 25 m* 
Lärmpege.'oereich IV (65 - 70 dB) 25 - 50 m* 
Lärmpegelbereich HI (60 - 65 dB) 50 - 110 m* 
(*Abstand zwischen Irr.miäsionsort und Mittelpunkt der Schallquelle) 

Im Gebiet sind folcich nur Baumaterialien für cie Außenfassaden und Dachkonstruk­

tionen mit der genannten Schafischuizklasse zu verwenden. 

Immissionen von der Bahntrasse Lübecki Kiel 

Ais Grundlage für diese Untersuchung wird das aktuelles Schalltechnischen Gutach­

tens Nr. C7-04-4 des fng.-Büros für Schallschutz Dipl.-ing. Volker Ziegler vcm 

13.04.2007 herangezogen, da es dieselbe Lärmquelte untersucht. Darin wurden fol­

gende Ausgangswerte em:ite:t: 

„De1" Berechnungen liegen aktuelle Angaben der D3 Netz AG, Niederlassung Ham­
burg, vom 26.02.2007 zugrunde. Danach verkehren auf der Strecke Lübeck-Kiel 
Triebwagen des Typs VT 628 und VT 605 sowie lokbespannte Züge zur Personenbe­
förderung. Planmäßig verkehren keine Güterzüge. Die Streckengeschwindigkeit be­
trägt 140 km/h. 

Die eingleisige Bahnstrecke ist im Bereich des Bebauungsplangebietes mit Holz­
schweifen auf Schotterbett ausgestartet Für diese Beschaffenheit des Gleisbettes ist 
kein Lärmemissicnszusehiag erforderlich. 

In der folgenden Tabelle sind die Berechnungseingangsdaten LP.Ü die daraus be­
rechneten Emissionspegel LTE definiert für einen Abstand von 25 m zur Gleismitte 
zusammengefasst. 

Zugart 

Triebwagen 
VT528 0 Einreit) 
Triebwaoen 
VT S28 (2 Einhei­
ten) 
Triebwacen 
vT 605S"(1 Eir.ue;t) 
Lokbespannte 
Reisezüge 

.Zug­
zahl 
Taa 

13 

15 

12 

2 

Summe ohne D3L j 

Zug­
zahl 

Nacht 

5 

2 

0 

0 

P 

% 

ICD 

100 

100 

90 

l 

m 

45 

92 

214 

200 

v2ül 

krr..'h 

140 

140 

140 

140 

dB{A) 

0 

0 

0 

0 

d3(Ä) 

0 

0 

0 

0 

b m.E.Tag 

dS(A)-

51,1 

53,3 

53,0 

49,4 

59,2 

Lm ,£, Nacht 

dB(A) 

48,5 

47.5 

51,1 
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1. Außenbereichssatzung der Gemeinde Ratekau 

p: Anteil scheibengebremster Wagen Vai: Zulässige Hochstaeschwin^cvö­t 
L Lange je fcraefeug DF2; K G r r s k t u r für d i 6 M d e„ 2 ; ~ 
DFa: Zuschlag für c e Art des Gleisbettes 
Nach Auskunft des DB Netz AG sind Streckenertüchtigungen ocer Veränderungen 
des Setnebsprogramms in absehbarer Zeit nicht zu erwarten Sicherh*js­sha'b«r s*t 
zen wir einen Progncsezuschlag von 3 dB(A) an. Der nach Schall 03 zu berücksichti­
gende Scmenenbonus von 5 dB{A) wird auf die Emfeslonspegel angerechnet.' 

Pro Abstandsverdoppelung vermindert sich der Emissionspegel um 3 dB (A). Der 
Bezugspunkt liegt ca. *0 m von der Bahn entfernt. Somit Ist von folgenden Immissio­

nen auszugehen: 
Abstand in m ) Reese! in dB 

25 59 
Ca. 57 40 

Unter Berücksichtigung der Erhcnung der Entfernung auf 40 m zwischen den Gleisen 
und dem P.'angebiet ergibt sich eine Pegelminderung um ca. 2 dB (A), so dass sich 
eine Lärmbelastung im Bereich der Häuser ergibt, die wie folgt, beträgt: 

am Tage 57 dB (AJ und nachts 49 dB (A). 

im Vergleich zu den scnaKiechniscben Orentferungswerten Tür Mi­Gebiete von 60 
bzw. 50 dB (A) legt keine Orlentierungswertübersch­eltung \cr. 

Hnv/eis: Die Immissionen kennen nssn der D-N 18305 nicint mit denen­der Straßen 
energetisch addiert werden. 

c) Landwirtschaftliche Betriebe 

Im Umkreis von mindestens 250 m gibt es keine landwirtschaftlichen Betriebe mit 
Nutzvieh oder andere emittierende Betriebe. 

d) Gewerbegebiet ■ 

Für den nordöstlichen Bereich des Piangebfetes gut der Bebauungsplan Nr. 32 mit 
seiner 1 b:s 3. Änderung. Die 1. Änderung geht ausdrücklich auf die Lärmprobleme 
zwischen dem Plangebiet und dem GE­Gebiet ein. Daher wurde damals ein Schall­

gufachten ersteilt, auf dessen Grundlage feigende Festsetzungen in die 1. Änderung 
aufgenommen und den folgenden Änderungen übernommen wurden: 
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tand: 12.03.2G0£ 

Pfanzeichnuna: 

; y 
• i 

<«» , « i 

\ H 
vv 

Te 

Linge j»«;r»­­rf nl tes Gwsrbeaebirl {GL- ■"] 

lr,':trr\,i.b -:cs I1­;n^chr&­!"tcr 3cv,--'.e^c3 :?tos 
«is . ­ Bdüf.'­.O j a . ;;•..rjn ivcht ,,.--:ntiicn >* 
i 1 ächenbczagcncr Ssha'lci^tyncs&ego 
45 dB(,A) in der «seht zu'-s'ir. van i'.ix t)v iß A) m Tage 

i, i . - . r - : 

Für den Außenbereich setzt die DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau" keine einzu­

haltenden Orientienungswerte fest. Auf Grund der Nutzung und der Lage bietet sich 
jedech die Gleichstellung des Plangebietes mit einem Mischgebiet im Sinne § 6 Sau­

nutzungsverordnung an. Danach sind die zulässigen Orie.nfierurgswerle nach der 
DIN 13005 tags 60 dB und nachts 45 dB. Für das angrenzende Gewerbegebiet gel­

ten die gleichen Orientierungswerte. Somit is1 eine Beeinträchtigungen avischen bei­

den Nutzungen nicht zu erwarten. 

5 Ver­ and Entsorgung 

5*1 Stromversorgung: 

Die Versorgung mit elektrischer Energie erfoigi durch die EON Hanse­AG, 

5.2 Wasserver­/ und ­entsorgung 

Die Versorgung mit Frisch.vasser ist aus dem vorhandenen und auszubauenden Ver­
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2. AuSentsereichssatzi. ng der Gemeinde Ratekat 

sorgungsnetz des Zweckverbandes Osthoistein vorzunehmen. 

D i e Abvasserentscrcu"3 erfolgt zurzeit über Kfeinkammerkliransagen. Noch in die­
sem Jahr soll der Anschluss an das zentrale Abwassernetz der Gemeinde erfolgen. 

Für die vorhandenen Baugrundstücke ist die VYasserbesergung des ruederschlao-
wassers bisher vorhanden. Probleme sind hier nicht bekannt. Regelungsbedürftig ist 
die Abwasserableitung des neuen Baugrundstückes. Es umfasst eine Fläche von ca. 
480 m2. Danach ein RegenwasseranfaJI von ca. 18,9 m3/h bei Starkregen zu erwar­
ten. Dieses Regenwasser soll zukünftig in das nordöstlich angrenzende, gemeinde­
eigne Abwasser-Versickerungsbecken geleitet werden. Dieses befindet sich im Plan­
gebiet oes Bebauungsplanes Nr. 32, 2. Änderung. Bishe; sieh: hier kaum Wasser. 

. Daher ist davon auszugehen, dass eine zusätzliche Aufnahmekapazität für ein klei­
nes Baugrundstück vorhanden ist, 

5.3 KüÜeotsorc^ng 

Die fJüllentscrgung erfo'gt durch den Zweckverband Ostholstein. 

5.4 Lcsc l iwasserversoröu^g 

Der Feuerschutz in Stückerbusch wird durch die "Freiwilligen Feuerwehren Ratekau" 
gewährleistet. Stuckerbusch ist mit eine1" ausreichenden Zahl von Hydranten in Ab­
stimmung mit dem Zweckverband Osthoistein ausgestattet. Garr,äZ dem Erlass des 
Innenministers vom 24.08.1999 (IV-334 - 165.701.40Q-) zur Slcherstailung der 
Löschwasserversorgung ist ein Löschwasserbedarf in MWMD-Gebieten - mit harter 
Bedachung und feuerhemrnenden Umfassungswänden - von 48 m3/h innerhalb von 2 
h abzusichern. Um eine ausreichende Löschwassermenge bereitstellen zu können, 
ist von anderen Bedachungen abzusehen. Das Löschwasser kann aus dem Trink­
wasserrohrnetz entnommen werden. 

5.5 Gasversorgung 

Die Gasversorgung erfolgt durch cen Zweckverband Osthoistein, 

6 -Hinweise zum Bodenschutz 

Vorserge gegen schädliche Bodenveränderuncen: Gemäß § 7 Bundesbodenschutz­
gesetz sind schädliche Bedenveränderungen zu vermelden oder zu minimieren. Ins­
tesondere sind Bodenversiegelungen, und Bodenverdichtungen auf das notwendige 
Maß zu beschränken. Der Fiächenverb-auch durch Baustei.eneinrichturg (Baustra-
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Meldung schädlicher Bodenveranderuneer: Gemäß § Z des Ln." jesberenschutz­

v.nd AJer^neeseYee te:­d3.±G) ä.*­; AJ­^:..­.n.*!v f e des V e . ^ i ­ ? ^yy 
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8 Beschluss der Begründung 

Diese Begründung wurde in der Sitzung 

März 2008 gebilligt. 

'^r Gemeindevertretung Rateksu a< i II 

R:ite<jj '3.C­\2;0S (Barken
­
en' 

­1 .3 e i l ; Büroermeister ­

Die 2. AuGsr.be e'chsez
;
z._ng is; am in Kraft getreten. 
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